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TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 
 
Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
 
Allgemeines Wohngebiet WA 1 (§ 4 BauNVO) 
 
Zulässig sind: 
1. Wohngebäude 
2. die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht 

störende Handwerksbetriebe 
3. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke 
 
Allgemein zulässig sind gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO: 
1. Betriebe des Beherbergungsgewerbes 
2. Sonstige nicht störende Gewerbebetriebe 
3. Anlagen für Verwaltungen 
 
Nicht zulässig sind gem. § 1 Abs. 6 BauNVO: 
1. Gartenbaubetriebe 
2. Tankstellen 
 
Allgemeines Wohngebiet WA 2 (§ 4 BauNVO) 
 
Zulässig sind: 
1. Wohngebäude 
2. nicht störende Handwerksbetriebe 
3. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke 
 
Allgemein zulässig sind gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO: 
1. Betriebe des Beherbergungsgewerbes 
2. Sonstige nicht störende Gewerbebetriebe 
3. Anlagen für Verwaltungen 
 
Nicht zulässig sind gem. § 1 Abs. 6 BauNVO: 
1. die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- 
    und Speisewirtschaften 
2. Gartenbaubetriebe 
3. Tankstellen 
 
Mischgebiet MI (§ 6 BauNVO) 
 
Zulässig sind: 
1. Wohngebiete 
2. Geschäfts- und Bürogebäude 
3. Einzelhandelsbetriebe bis zu einer Verkaufsfläche von insgesamt 300 qm, Schank- und 

Speisewirtschaften, Betriebe des Beherbergungsgewerbes 
4. sonstige Gewerbebetriebe 
5. Anlagen für Verwaltungen sowie soziale und gesundheitliche Zwecke 
 
Nicht zulässig sind gem. § 1 Abs. 5 BauNVO bzw. § 1 Abs. 6 (1) BauNVO: 
1. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke 
2. Tankstellen jeglicher Art 
 
Nicht zulässig sind außerdem gem. § 1 Abs. 9 BauNVO i. V. m. § 1 Abs. 5 BauNVO: 
1. Vergnügungsstätten 
 
Kerngebiet MK (§ 7 BauNVO) 
 
Zulässig sind: 
1. Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude 
2. Einzelhandelsbetriebe bis zu einer Verkaufsfläche von insgesamt 1.500 qm,  

Anlage 3 zur DS 236/2005 
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    Schank- und Speisewirtschaften und Betriebe des Beherbergungsgewerbes und  
    Vergnügungsstätten  
3. sonstige nicht wesentlich störende Gewerbegebiete 
4. Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonal sowie für Betriebsinhaber  
    und Betriebsleiter 
5. Wohnungen oberhalb des Erdgeschosses 
 
Nicht zulässig sind gem. § 1 Abs. 5 BauNVO bzw. § 1 Abs. 6 (1) BauNVO: 
1. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke  
2. Tankstellen jeglicher Art 
 
Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
 
III Zahl der Vollgeschosse als Höchstgrenze 
 (§ 16 Abs. 4 BauNVO) 
 
II-III Zahl der Vollgeschosse als Mindest- und Höchstgrenze 
 (§ 16 Abs. 4 BauNVO) 
 
0,6 Grundflächenzahl – GRZ 
 (§ 19 BauNVO) 
 

Gem. § 19 Abs. 4 BauNVO ist eine Überschreitung der zulässigen Grundfläche durch 
Garagen und Stellplätze mit ihren Zufahrten sowie durch bauliche Anlagen unterhalb 
der Geländeoberfläche in den mit WA2 bezeichneten Bereichen nicht zulässig. 

 
Bauweise, die überbaubaren und die nicht überbaubaren Grundstücksflächen sowie die 
Stellung der baulichen Anlagen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 
 
o Offene Bauweise  
 (§ 22 Abs. 2 BauNVO) 
 
g geschlossene Bauweise 
 (§ 22 Abs. 3 BauNVO) 
 
Baulinie (§ 23 Abs. 2 BauNVO 
Auf dieser Linie muss gebaut werden. Ein Vor- und Zurücktreten von Gebäudeteilen in geringfügigem 
Ausmaß kann gem. § 31 Abs. 1 BauGB zugelassen werden (max. 0,3 m) 
 
Weiterhin kann in den MK 1 und MK 2 bezeichneten Bauflächen ein Vortreten von Überdachungen 
und Pergolen bis max. 2 m gem. § 23 Abs. 3 BauNVO in Verbindung mit § 23 Abs. 2 Satz 3 BauNVO 
ausnahmsweise zugelassen werden. 
 
Baugrenze (§ 23 Abs. 3 BauNVO) 
Gebäude und Gebäudeteile dürfen diese Linie nicht überschreiten. Ein Vortreten von Gebäudeteilen in 
geringfügigem Ausmaß kann gem. § 23 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zugelassen werden. 
 
Überbaubare Grundstücksfläche (§ 23 Abs. 1 BauNVO) 
Durch Baulinien und Baugrenzen werden die überbaubaren Grundstücksflächen festgesetzt. Dies ist 
der Teil des Baugebietes, auf dem bauliche Anlagen errichtet werden dürfen. Im Einzelfall darf jedoch 
der bebaubare Grundstücksanteil (die zulässige GRZ) der Baugrundstücke nicht überschritten 
werden. 
 
Nicht überbaubare Grundstücksfläche (§ 23 Abs. 5 BauNVO) 
Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sind nur in den Teilbereichen1, 3b und 6b zulässig, außer 
solchen für Kleintierhaltung. 
 
Mit Geh-, Fahr-, und Leitungsrechten zu belastende Flächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 
 
Gehrechte zugunsten der Allgemeinheit 
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Gebiete zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 23a BauGB) 
 
Beschränkung bei der Verwendung von Brennstoffen (§ 5 Abs. 1 Nr. 2 LImSchG) 
 
Das Verbrennen von festen und flüssigen Brennstoffen ist im Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
B II „Am Sternberg“ unzulässig. 
 
Das Anpflanzen und der Erhalt von Bäumen und Sträuchern 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a und b BauGB) 
 
Mindestpflanzgebote 
 
Teilbereich 1, 3a, 3b: 
Ein Mindestanteil von 25% der nicht überbaubaren Grundstücksfläche ist mit einer 
Strauchgehölzpflanzung zu begrünen. Pro 40 qm Strauchpflanzung ist ein großkroniger Laubbaum, 
Stu. mind. 20 cm, in die Strauchpflanzung als Überhälter zu integrieren. 
 
Teilbereich 5b, 5c: 
Ein Mindestanteil von 25% der nicht überbaubaren Grundstücksfläche ist mit einer 
Strauchgehölzpflanzung zu begrünen. Pro 40 qm Strauchpflanzung ist ein mittelkroniger Laubbaum, 
Stu. mind. 10 cm, wahlweise auch ein Obst- oder Wildobstbaum, in die Strauchpflanzung als 
Überhälter zu integrieren. 
 
Teilbereich 5b: 
Hier sind zusätzlich 10 Obst- oder Wildobstbäume entlang der Abgrenzung zum Uckerwiek sowie 3 
kleinkronige Laubbäume (Stu mind. 10 cm) jeweils im Bereich zwischen den einzelnen Gebäuden und 
der Erschließungsstraße, zu pflanzen. 
 
Teilbereich 4: 
Ein Mindestanteil von 25% der nicht überbaubaren Grundstücksfläche ist mit einer 
Strauchgehölzpflanzung zu begrünen. Pro 30 qm Strauchpflanzung ist ein mittelkroniger Laubbaum St 
mind. 10 cm, wahlweise auch Wildobstbaum, in die Strauchpflanzung als Überhälter zu integrieren. 
 
Teilbereiche 6a, 6b, 6d, 7a: 
Ein Mindestanteil von 25 % der nicht überbaubaren Grundstücksfläche ist mit einer Strauchpflanzung 
zu begrünen. Pro 30 qm Strauchpflanzung ist ein mittelkroniger Laubbaum, Stu mind. 20 cm, in die 
Strauchpflanzung als Überhälter zu integrieren. 
 
Teilbereiche 3a, 3b, 4, 6a, 6b, 6d: 
Hier sind, sofern den EG-Wohnungen im Rahmen der Grün- und Freiflächen Terassenanlagen mit 
Bodenanschluss zugeordnet werden, in diesen je 1 Obstbaum zu pflanzen. 
 
Teilbereiche 3b, 6a, 6b, 6d, 7a, 7b: 
Bei Anlagen von oberirdischen Stellplätzen ist mind. Pro 4 Stellplätze ein mittelkroniger Laubbaum, St 
mind. 20 cm, zu pflanzen. 
 
Öffentliche Grünfläche (Parkanlage): 
Es sind mind. 10 kleinkronige Laubbäume, Stu. mind. 10 cm oder Wildobstbäume zu pflanzen, 
Mindestabstand zur Stadtmauer 6 m. 
 
Die vorhandenen Rasenflächen sind über extensive Pflegemaßnahmen zu Wiesenflächen mit 
besonderer Berücksichtigung der Saumbereiche im Übergangsbereich der Strauchgehölze zur Wiese 
zu entwickeln. Dabei ist eine mind. 50 cm breite Traufkante entlang des Fußes der Stadtmauer von 
jeglichem Bewuchs freizuhalten. 
 
Vorhandene Baumbestände innerhalb der öffentlichen Grünflächen sind zu erhalten. Abgänge sind 
am etwa gleichen Standort nachzupflanzen. 
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Verkehrsflächen: 
In der Schulzenstraße ist eine Baumreihe aus 9 Winter-Linden, Stu. mind. 20 cm, entlang der 
westlichen Seite zwischen Hospital- und Sternstraße in einen unversiegelten und einzusäenden 
Unterstreifen mit einer Mindestbreite von 1 m zu pflanzen.  
In der Straße Am Sternberg sind im Bereich zwischen der Hospitalstraße und der Sternstraße zwei 
Baumreihen mit insgesamt mind. 18 großkronigen Laubbäumen, Stu. mind. 20 cm, anzulegen. Die 
Baumscheiben sind in einer Größe von mind. 4 qm mit einer Seitenlänge von mind. 2 m herzustellen. 
 
Pflanzenverwendung: 
Der gesamte im Rahmen der Mindestpflanzgebote festgesetzte Strauchgehölzbestand ist als 
mehrschichtige Gehölzpflanzung mit mindestens 
 -  1 Laub- oder Wildobstbaum pro 30 oder 40 qm Strauchgehölzpflanzung 
 -  1 Solitärstrauch pro 3 qm, 3x verpflanzt, mit Ballen, Mind.-H. 150 cm 
 -  3 Strauchgehölze pro qm, 2x verpflanzt, ohne Ballen 
zu pflanzen. Ein krautiger Unterwuchs ist zu entwickeln. Sämtliche zu pflanzende Bäume sind, wenn 
nicht anders vermerkt, im Verband mit den Strauchgehölzen zu pflanzen. 
 
Die groß- bis mittelkronigen Laubbäume sind je nach Verwendung als Hochstamm oder Stammbusch 
in der Qualität 3x verpflanzt, mit Ballen zu pflanzen. 
 
Die Wildobst- und Obstbäume sind als Hochstämme mit einem Mindeststammumfang 10 cm, 3x 
verpflanzt, mit Ballen, zu pflanzen. 
 
Die Baum- und Straucharten sind der Planbegründung anliegen Pflanzenliste zu entnehmen. 
 
 
Erhaltungsgebote (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB) 
 
Zu erhaltende (auch lageungenaue) Bäume  
 
Sämtliche als zu erhalten gekennzeichneten Bäume sind entsprechend ihrer Art zu unterhalten, zu 
pflegen und zu entwickeln. Bei Abgang sind der Größe und Qualität entsprechende 
Ersatzbaumpflanzungen vorzunehmen. 
Im Kronenbereich der mit Erhaltungsgeboten festgesetzten Einzelbäume sind Aufschüttungen und 
Abgrabungen unzulässig. Während der Baumaßnahmen sind Schutzvorkehrungen entsprechend der 
DIN18920 einzuhalten. 
 
Sonstige Festsetzungen 
 
Teilbereich 7d 
gem. § 9 (2) Nr. 2 BauGB 
 
Bis zum erforderlichen Abriss der baulichen Anlagen auf dem Flurstück 482 der Flur 45 ist eine 
Wohnnutzung weiterhin zulässig. 
 

 
unmaßstäbliche Darstellung 
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Bodendenkmalschutz 
Der Planbereich berührt ein Bodendenkmal gemäß § 2 (2) Nr. 4 i.V.m. § 3 (1) BbgDschG. Die 
Realisierung von Bodeneingriffen (z.B. Tiefbaumaßnahmen) ist nach Abschluss archäologischer 
Dokumentations- und Bergungsmaßnahmen in organisatorischer und finanzieller Verantwortung der 
Bauherren (§§ 9 Abs. 3, 4 und 7 Abs. 3 und 4 BbgDschG) und Freigabe durch die 
Denkmalschutzbehörde zulässig. Die Bodeneingriffe sind erlaubnispflichtig (§ 9 Abs. 1 BbgDschG). 
Im Zuge eines Bauanzeigeverfahrens ist im Vorgriff eine denkmalrechtliche Erlaubnis bei der unteren 
Denkmalschutzbehörde zu beantragen. 
 
Altlastverdacht 
Bei Feststellung von Kontaminationen im Zuge der Baumaßnahmen ist umgehend und unaufgefordert 
die untere Bodenschutzbehörde des Landkreises Uckermark zu informieren, wenn eine Gefährdung 
der Schutzgüter Boden, Wasser, Luft oder Mensch besteht. 
 
Stellplätze 
Sämtliche Stellplätze im Straßenraum wie in den Bereichen der privaten Flächen sind inklusive der 
notwendigen Zufahrten mit wasser- und luftdurchlässigem Aufbau herzustellen. Wasser- und 
luftundurchlässige Befestigung durch Betonierung ist unzulässig. 
 
Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 
Der Versiegelungsanteil der Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung – Fußgängerbereich - 
darf maximal 90% betragen. 
 
Dachbegrünung 
Im Bereich des eingeschossigen Baukörpers des Teilbereiches 3a ist eine intensiv-Dachbegrünung 
vorzusehen. Die zu begrünende Dachfläche kann zusätzlich als Terrassengarten für die anliegenden 
Wohnungen dienen, wobei die Pflanzfläche mind. 75% der gesamten Dachfläche zu betragen hat. 
 
Oberflächenabflusswasser 
Ein möglichst hoher Anteil des anfallenden Oberflächenabflusswassers der privaten 
Grundstücksflächen ist nicht in die Regenwasserkanalisation einzuleiten. Zum Umgang mit dem 
Oberflächenabflusswassers sind teilbereichsbezogene Lösungen zu erarbeiten. Eine Einleitung des 
straßenseits anfallenden Oberflächenabfluss-wassers der privaten Grundstücksflächen in die 
Regenwasserkanalisation ist nur dann zulässig, sofern andere Möglichkeiten einer Verwendung des 
Oberflächenabflusswassers technisch nicht durchführbar sind oder der Aufwand in keinem Verhältnis 
zum Nutzen steht.  
Das Oberflächenabflusswasser der Straßen und Stellplätze ist nur nach Vorklärung über einen 
Sandfang und einen Leichtstoffabscheider über die Regenwasserkanalisation abzuleiten. 
 
Vogelschutz 
Um im Plangebiet den Vogelschutz zu gewährleisten, sind im Bereich der Gebäudefassaden 
Nistbretter, Nistkästen oder in die Fassade eingelassene Lochsteine als Brutmöglichkeiten 
vorzusehen. 
 

Örtliche Bauvorschriften gem. § 89 Abs. 1 BbgBO 
 
Gestaltungsfestsetzungen (§ 89 Abs. 1 BbgBO) 
 
Dachformen 
In den SD gekennzeichneten Teilbereichen und überbaubaren Flächen sind ausschließlich 
Satteldächer bis zu einer Neigung von 45° zulässig. 
 
Kleinteilige Baustruktur 
Im Bereich der Hospitalstraße, der Sternstraße und des Kirchweges muss die Firsthöhe entsprechend 
der natürlichen Geländebewegung gestaffelt werden. Die niveaugleichen Abschnitte des Dachfirstes 
dürfen in der Hospitalstraße eine Länge von 30 m, in den anderen Straßen eine Länge von 20 m nicht 
überschreiten. 
 
Höhenlage der Hauseingänge 
Hauseingänge sollen stufenlos an den dem natürlichen Geländeniveau folgenden  
Gehweg anschließen. 
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Fensterformate 
Zulässig sind ausschließlich stehende Fensterformate. Ausnahmsweise zulässig sind Schaufenster, 
sofern sie senkrechte Teilungen aufweisen, die den Gliederungen der Fassaden folgen. 
 
 
Materialien und Farbgebung 
Zulässig sind für Fassaden ausschließlich mineralischer Putz und rotes oder gelbes Ziegelmauerwerk, 
für Dächer ausschließlich rote Ziegeldeckung. 
 
Einfriedungen 
Zulässig an Straßen sind ausschließlich Mauern in Ziegelsichtmauerwerk, im Hofbereich 
ausschließlich Laubholzhecken in Verbindung mit Staketen- oder Maschendrahtzäunen. 
 
Abstandsflächen (§ 89 Abs. 2 BbgBO) 
Zur Wahrung bzw. Wiederherstellung der baulichen Eigenart des Quartiers werden in der Richard-
Steinweg-Straße, der Diesterwegstraße und der Sternstraße statt der erforderlichen Abstandsflächen 
von 0,75 H solche mit einer geringeren Tiefe von jeweils 0,5 H festgesetzt. 
 
 

Nachrichtliche Übernahmen 
 
Bodendenkmalschutz 
Das Plangebiet liegt im historischen Stadtkern Prenzlau, der mit Wirkung vom 01.03.1996 in die Liste 
der Denkmale des Landkreises Uckermark, Teil II – Bodendenkmale, als ortsfestes Bodendenkmal 
unter Nummer 12 0 73 452 – 0001 eingetragen und lt. § 28 (1) BbgDschG in die Denkmalliste lt. § 3 
BbgDschG übernommen wurde. 
Das gesamte Plangebiet ist ein geschützter Bodendenkmalbereich gem. § 2 (2) Nr. 4 i.V.m. § 3 
BbgDschG. 
 
Altlastverdachtsfläche 
Im bzw. nahe des Geltungsbereiches befindet sich eine Altlastverdachtsfläche, die im Kataster des 
Landkreises Uckermark erfasst ist. Es handelt sich um eine bis ca. 1945 genutzte Tankstelle (ALKAT-
Nr.: 0239731017) im Bereich Gehweg/Straße vor der Woolworth-Halle. Der genaue Standort ist nicht 
bekannt, der Altlastverdacht noch nicht abgeklärt. Es ist nicht bekannt, ob sich noch Tanks im Erdreich 
befinden. 
 
Kampfmittelbelastung 
Das Plangebiet befindet sich in einem kampfmittelbelasteten Gebiet. 
Es ist verboten, entdeckte Kampfmittel zu berühren und deren Lage zu verändern. Die Fundstelle ist 
unverzüglich dem Ordnungsamt der nächsten Ordnungsbehörde oder der Polizei anzuzeigen. 
 
 
RECHTSGRUNDLAGEN 
 
Die 2. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes  B II „Am Sternberg“ wird auf der 
Rechtsgrundlage des Baugesetzbuches in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 
(Bundesgesetzblatt (BGBl) Teil I S. 2414 als Satzung aufgestellt. 
 
Der Bebauungsplan ist aus dem seit dem 30.10.2001 rechtskräftigen Flächennutzungsplan der Stadt 
Prenzlau entwickelt worden. 
 
Für den Bebauungsplan gilt die Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke 
(Baunutzungsverordnung – BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBl I, 
S. 133), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22.04.1993 (BGBl Teil I, S. 466), sowie die Verordnung 
über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung der Planinhalte (Planzeichenverordnung 
1990 – PlanzV – 90) vom 18.12.1990 (BGBl 1991 I S. 58). 
 
Die Gestaltungsvorschriften (örtliche Bauvorschriften für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes) 
werden auf der Grundlage von § 9 Absatz 4 BauGB in Verbindung mit § 81 Absatz 9 BbgBO 
(Brandenburgische Bauordnung vom 16. Juli 2003, GVBl Teil I S. 210) durch diesen Bebauungsplan 
als Satzung erlassen. 


